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Liebe Europafreundinnen, liebe Europafreunde! 

Das Inhaltsverzeichnis der vorliegenden Sonderinfo weist schon darauf hin, 
dass der Landesverband der Europa-Union M-V in diesen Tagen seinen 30. 
Geburtstag beging. Unser Ehrenvorsitzender Prof. Gasiecki erinnert in seinem 
Beitrag daran und betrachtet die Entwicklung unseres Landesverbandes in den 
vergangenen drei Jahrzehnten. 

Noch im Spätherbst des Jahres 1989 fand sich an der damaligen Pädagogischen 
Hochschule in Neubrandenburg eine Gruppe europainteressierter Dozenten 
und Studenten zusammen. Der Initiator dieser Gruppe war Dr. A. Greifeld, der 
auch das erste Mitglied der Europa-Union aus der DDR wurde. 

Eine zweite Keimzelle entwickelte sich im Kulturbund in Neubrandenburg. Auf 
einer Veranstaltung im Januar 1990 mit Referenten aus der Bundesrepublik 
erfuhren die Teilnehmer u.a. von der Existenz und den Zielen der Europa-
Union, und es entstanden erste Kontakte zur Europa-Union in Hamburg. Die 
Hamburger Europa-Union war dann am 15. Febr. 1990 mit insgesamt 30 
Teilnehmern in Neubrandenburg zu Gast. Im Ergebnis dieses Treffens bildete 
sich eine Initiativgruppe zur Vorbereitung der Gründung eines Kreisverbandes 
der Europa-Union in Neubrandenburg. Am 3. März war die Hamburger Europa-
Union schon wieder in Neubrandenburg – mit einem Informationsstand auf 
dem Volksfest aus Anlass der Übernahme der ehemaligen Bezirksparteischule 
durch die Neubrandenburger Bürgerinnen und Bürger.  

In Anwesenheit von Mitgliedern der Europa-Union aus Hamburg und Flensburg 
(Partnerstadt von Neubrandenburg) sowie zwei Vertretern der dänischen 
Europabewegung wurde dann am 11. April 1990 auf einer Veranstaltung in der 
Pädagogischen Hochschule der Kreisverband Neubrandenburg der EUD als 
einer der ersten Kreisverbände in der DDR gegründet. Ganz basisdemokratisch 
wurde zwar ein Vorstand gewählt, aber kein Vorsitzender, sondern lediglich ein 
Sprecher. Unsere Gäste aus Hamburg, Flensburg und Dänemark hatten 
natürlich auch etwas im Gepäck: Einladungen – zu einem Wochenend-Seminar 
für 20 Teilnehmer aus Neubrandenburg Ende April in Hamburg und zu einem 
Besuch bei der Europa-Union in Flensburg und bei der dänischen Europa-
bewegung Ende Juni. 

Der gerade gegründete Kreisverband Neubrandenburg initiierte in der Folge die 
Vorbereitungen zur Gründung eines Landesverbandes, und am 22. Mai 1989  
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fand dann – wiederum in der Pädagogischen Hochschule - die Gründungs-
veranstaltung mit der Wahl eines Vorstands (dem u.a. Fritz Rabe, Jürgen 
Lippold, Prof. Helmut Rühle, Victor Cori und Silke Randt als Vertreterin der 
Jungen Europäer von der Neubrandenburger Hochschule angehörten) und der 
Verabschiedung einer Satzung statt. Wenige Tage später erfolgte dann die Re-
gistrierung als e.V. beim Amtsgericht in Neubrandenburg. 

Bei Besuchen im Generalsekretariat in Bonn und im Europa-Zentrum Rostock 
wurde die Gründung des Landesverbandes einerseits begrüßt, andererseits aber 
sein Zustandekommen kritisiert: „Zu viel Neubrandenburg, zu wenig M-V!“ 

Deshalb wurde für den 29. Sept. 1990 eine zweite Landesversammlung ein-
berufen mit Teilnehmern aus Rostock, Stralsund, von der Insel Rügen und aus 
Neubrandenburg. In Gegenwart von Wolfram Schulz-Streek (Generalsekretariat 
der EUD) und Dr. Menck (Europa-Union Hamburg) wurde dann ein neuer 
Vorstand gewählt, dem neben Jürgen Lippold als Vors. u.a. Fritz Rabe und Dr. 
Peter Kroh aus Neubrandenburg, Manfred Graf von Schwerin aus Hamburg, Dr. 
Petra Krull und Joachim Meier aus Rostock und Brunhilde Puchert vom KV 
Rügen angehörten. 

Eine der wichtigsten Aufgaben, die die Landesversammlung dem neugewählten 
Vorstand stellte, war die Verbreiterung der Basis durch Mitgliedergewinnung 
und Gründung weiterer Kreisverbände. Das ist auch ganz gut gelungen, denn im 
Verlaufe des nächsten halben Jahres erfolgten Kreisverbandsgündungen in 
Ribnitz-Damgarten, Rostock und Schwerin (Anfang 1991). Ein weiterer 
Kreisverband entstand auf Initiative eines Kommissionsbeamten aus Brüssel in 
Wismar. Ja, wir hatten einmal sechs Kreisverbände! 

Die KV Rügen und Wismar haben sich nach einigen Jahren aufgelöst und der KV 
Ribnitz-Damgarten hat sich im Zuge der ersten Kreisgebietsreform mit dem KV 
Rostock vereinigt.  

Die Aufgabe von 1990 aber bleibt weiter aktuell: Mitgliedergewinnung und 
Bildung neuer Kreisverbände. Und auch diese Sonderinformationen können 
dabei hilfreich sein, wie wir gerade von einem Vorstandsmitglied aus dem KV -
Schwerin, verbunden mit viel Lob für die redaktionelle Arbeit, erfahren haben. 

Nun wüsche ich Ihnen eine interessante Lektüre  
und bleiben Sie gesund  

Ihr Jürgen Lippold  
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Sozusagen als Nachwort zum Europatag: 

„9. Mai ist Europatag: Was heißt das?“ 
 

Interessant ist, wie sich in den letzten Jahren im öffentlichen Diskurs 
die Begründung entwickelt hat für die europäische Integration. 
Jahrzehntelang basierte das Bekenntnis zur Union auf der Über-
zeugung, Europa müsse in der EU zusammenfinden, um die jahrhun-
dertealte Geschichte europäischer Zerrissenheit, europäischer Kriege 
und insbesondere die Geschichte europäischer Nationalismen hinter 
sich zu lassen. Die europäische Integration hatte insoweit ein 
europäisches Ziel. Jüngeren Datums ist eine zweite Begründung, die 
sich aus Europas Blick auf eine sich dramatisch verändernde Welt 
ergibt. Europas Länder müssen sich zusammenschließen, weil keines 
von ihnen stark genug ist, auf eigene Faust seine Werte und 
Interessen gegenüber globalen Partnern und globalen Risiken 
wirksam zu vertreten. Weitsichtige sahen dies früh. So formulierte 
der erste Präsident des Europäischen Parlaments, Paul-Henri Spaak, 
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einmal, es gebe nur zwei Sorten von Ländern in Europa: kleine Länder 
und solche, die noch nicht wüssten, dass sie klein sind. Heute ist das 
eine für niemand bestreitbare Tatsache. Insbesondere vor dem 
Hintergrund des sich dramatisch verschärfenden Hegemonialkonflik-
tes zwischen den USA und China, vor dem Hintergrund nur global zu 
bewältigender Menschheitsherausforderungen wie dem Klimawan-
del, vor dem Hintergrund der im globalen Verhältnis schrumpfenden 
Relevanz Europas – demnächst stellen wir Europäer alle zusammen 
noch fünf Prozent der Weltbevölkerung – ist die Einheit Europas 
Voraussetzung für Europas Selbstbestimmung, dafür, dass es in 
Europa demokratisch legitimierte Souveränität gegenüber autori-
tärer Großmachtpolitik und gegenüber gigantischen Wirtschafts-
kolossen überhaupt noch geben kann. Es gilt für Europas Nationen 
vergleichbar, was Benjamin Franklin den Mitgliedern des Continental 
Congress im Amerikanischen Unabhängigkeitskrieg sagte: „We must, 
indeed, all hang together or, most assuredly, we shall hang 
separately.“ 
 
[ = „Wir müssen in der Tat alle zusammenstehen oder wir werden 
ganz sicher getrennt.“] 
 
(Aus „Bütis Woche“- von der Hompage von Reinhard Bütikofer, 
MdEP) 
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1950 – 2020 – 70 Jahre Europäische Gemeinschaft 
 

Aktuelles aus der EU 

 
Erklärung des Hohen Vertreters Josep Borrell im 
Namen der Europäischen Union zu Menschen-
rechten in Zeiten der Coronavirus-Pandemie 

 

Die Coronavirus-Pandemie wirkt sich auf alle Länder und Regionen 
der Welt sowie auf alle Aspekte unseres Lebens aus. Sie erinnert uns 
daran, wie sehr wir alle miteinander verflochten sind. Niemand ist 
sicher, nirgendwo, solange die Pandemie in verschiedenen Teilen der 
Welt wütet. Bei der Bekämpfung der Pandemie und der Unter-
stützung für die weltweite Erholung davon muss die Achtung der 
Menschenrechte weiterhin im Zentrum stehen. 

Die Pandemie und ihre sozioökonomischen Folgen wirken sich auf 
unverhältnismäßige Weise auf die Rechte von Frauen, Kindern und 
älteren Menschen sowie auf alle Menschen aus, die sich in einer 
prekären Lage befinden, darunter Flüchtlinge, Migranten sowie 
Binnenvertriebene, und verschärfen bereits bestehende Ungleich-
heiten. Bei den Maßnahmen zur Reaktion auf die Pandemie sollten 
die Bedürfnisse derjenigen berücksichtigt werden, die am stärksten 
von Ausgrenzung, Stigmatisierung, Fremdenfeindlichkeit und Rassis-
mus sowie anderen Formen von Diskriminierung bedroht sind. Die 
Verhütung aller Formen sexueller und geschlechtsbezogener Gewalt 
und der Schutz davor, einschließlich durch geeignete Rechtsbehelfs-
verfahren, und der ununterbrochene Zugang zu allen grundlegenden 
Gesundheitsdiensten sind in Zeiten der Ausgangsbeschränkungen be-
sonders wichtig. Alle als Reaktion auf die Pandemie ergriffene 
Maßnahmen sollten inklusiv und geschlechtergerecht sein und ge-
währleisten, dass Frauen uneingeschränkt und wirksam an Ent-
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scheidungsprozessen und in allen Phasen der Reaktion auf die 
Pandemie und der Erholung davon beteiligt sind. Die schweren 
Auswirkungen der Krise auf die wirtschaftlichen und sozialen Rechte 
müssen ebenfalls bewältigt werden. 

Die Europäische Union bekräftigt, dass den zunehmenden Auswir-
kungen der Pandemie auf alle Menschenrechte, die Demokratie und 
die Rechtsstaatlichkeit besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden 
muss. Laut den internationalen Menschenrechtsnormen können 
Staaten in Notsituationen bestimmte Menschenrechte einschränken, 
sofern die Maßnahmen notwendig, verhältnismäßig, befristet und 
nichtdiskriminierend sind. Die Coronavirus-Pandemie sollte nicht als 
Vorwand genutzt werden, um den demokratischen und zivilgesell-
schaftlichen Raum, die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der 
internationalen Verpflichtungen zu beschränken oder die freie 
Meinungsäußerung, die Pressefreiheit und den Zugang zu Informatio-
nen online und offline einzuschränken. Die Maßnahmen sollten auch 
nicht dazu genutzt werden, die Arbeit von Menschenrechts-
verteidigern, Journalisten, Medienvertretern und Organisationen der 
Zivilgesellschaft zu beschneiden. Digitale Technologien, die dazu 
beitragen können, die Pandemie einzudämmen, sollten unter 
uneingeschränkter Achtung der Menschenrechte, einschließlich des 
Rechts auf Privatsphäre, eingesetzt werden. 

Der Schutz des Rechts aller auf das erreichbare Höchstmaß an 
Gesundheit erfordert den Zugang zu verlässlichen Informationen. Die 
Menschen müssen in die Lage versetzt werden, ihre eigene Gesund-
heit und die Gesundheit anderer zu schützen. Irreführende oder 
falsche Informationen können Menschenleben gefährden. Daher ist 
es von entscheidender Bedeutung, mit transparenter, zeitnaher und 
faktengestützter Kommunikation entschieden gegen Desinformation 
vorzugehen und so die Widerstandsfähigkeit von Gesellschaften zu 
stärken. 

Die Europäische Union erkennt an, dass die Rolle der Zivilgesellschaft 
und der Menschenrechtsverteidiger wichtiger denn je ist, wenn es 
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darum geht, Solidarität zu fördern, die Bedürftigsten zu unterstützen, 
die Menschenrechte, die Grundfreiheiten und den demokratischen 
Raum zu verteidigen und die Rechenschaftspflicht zu fördern. 

Was wir nun brauchen sind Solidarität und weltweite Zusammen-
arbeit durch multilaterale Anstrengungen. … Wir unterstützen nach-
drücklich den Aufruf des Generalsekretärs der Vereinten Nationen zu 
einer sofortigen weltweiten Waffenruhe sowie den Aufruf zur 
Beendigung geschlechtsspezifischer Gewalt und die Arbeit der Hohen 
Kommissarin für Menschenrechte und ihres Büros. 

Die Europäische Union erinnert daran, dass alle Menschenrechte 
allgemeingültig und unteilbar sind, einander bedingen und mit-
einander verknüpft sind. Dies darf in dieser Zeit einer weltweiten 
Krise nicht vergessen werden. Wir verpflichten uns, dafür zu sorgen, 
dass bei unserer Reaktion die Würde und die Menschenrechte aller 
Menschen ohne jegliche Diskriminierung gewahrt werden, und 
fordern alle Regierungen auf der ganzen Welt auf, dasselbe zu tun. 
Niemand sollte zurückgelassen und kein Menschenrecht missachtet 
werden. 

 

 

COVID‑19: Rat billigt Hilfspaket in Höhe von 3 Mrd. € 
zur Unterstützung von Nachbarländern 

Die Botschafterinnen und Botschafter der EU haben heute einen 
Kommissionsvorschlag gebilligt, wonach zehn Erweiterungs- und 
Nachbarschaftspartnern bis zu 3 Mrd. € an Makrofinanzhilfe gewährt 
werden sollen, um sie bei der Bewältigung der wirtschaftlichen 

Folgen der COVID‑19-Pandemie zu unterstützen. 

"Die Erweiterungs- und Nachbarschaftsländer sind unsere engsten 
Partner. Mehr denn je ist es jetzt unerlässlich, dass wir bei der 
Bewältigung der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen dieser 
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globalen Krise zusammenhalten und Solidarität zeigen." (Zdravko 
Marić, kroatischer Finanzminister) 

Die Finanzhilfe wird in Form von Darlehen zu äußerst günstigen 
Bedingungen gewährt und verteilt sich wie folgt: 

Albanien: 180 Millionen € 
Bosnien und Herzegowina: 250 Millionen € 
Georgien: 150 Millionen € 
Jordanien: 200 Millionen € 
Kosovo: 100 Millionen € 
Moldau: 100 Millionen € 
Montenegro: 60 Millionen € 
Nordmazedonien: 160 Millionen € 
Tunesien: 600 Millionen € 
Ukraine: 1 200 Millionen € 

Die EU-Mittel werden diesen Ländern helfen, ihren unmittelbaren 
Finanzierungsbedarf zu decken, der infolge des Ausbruchs von 

COVID‑19 gestiegen ist. Zusammen mit den Hilfen aus dem 
Internationalen Währungsfonds werden sie dazu beitragen, die 
makroökonomische Stabilität zu erhöhen und Raum zu schaffen, 
damit Ressourcen für den Schutz der Bevölkerung und die 
Abfederung der negativen sozioökonomischen Folgen der 
Coronavirus-Pandemie bereitgestellt werden können. 

Die Mittel stehen zwölf Monate lang zur Verfügung und werden in 
zwei Tranchen ausgezahlt. Die Laufzeit der Darlehen wird im 
Durchschnitt höchstens 15 Jahre betragen. Die Hilfe wird 
entsprechend einer zwischen dem Partnerland und der Kommission 
zu schließenden Vereinbarung geleistet. 

 

(Der Text muss vom Europäischen Parlament und vom Rat 
angenommen werden, bevor er in Kraft treten kann.) 
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Corona einmal anders betrachtet 

„Marken bewegen die Welt. Sie kommen als Kristallisationspunkte 
persönlicher ‚Bedürfnisse‘ und gesellschaftlicher ‚Werte‘ daher. … Er-
folgreiche Marken können das Selbstwertgefühl ihrer Anhänger 
boosten und Atmosphären von Wärme und Zugehörigkeit erzeugen, 
wie es früher nur kirchlichen Gemeinschaften gelang. Die aktuell und 
wohl noch für lange Zeit erfolgreichste Marke ist Corona. Eine 
absolute Ausnahmeerscheinung. 

Corona kam ganz ohne Storytelling aus, um sich auf dem Weltmarkt 
zu etablieren und in Rekordzeit die bisherigen Top-Player wegzu-
kicken. Vor Corona ging eine gleichnamige Biermarke blitzschnell in 
die Knie (ganz ohne Markenrechtsstreit). Das Erfolgsgeheimnis von 
Corona ist die hochprofessionelle, zuverlässige und kostenlose 
Lieferung eines Produkts, das niemand bestellt hat und (noch) 
niemand zurückschicken kann: den Tod made by Corona. 

Mit dieser knall harten internationalen Offensive behauptet Corona 
seine Monopolstellung – und macht alle anderen Marken zu ihren 
Lakaien. …  

Was bleibt von der schönen, bunten Markenwelt? Ich frage mich, ob 
Adidas Apple und Co. künftig überhaupt noch glaubwürdig unsere 
‚Werte‘ und ‚Bedürfnisse‘ verkörpern können; ob man ihnen noch 
‚vertrauen‘ können wird. … 

Die Strahlkraft der Marken wird nicht mehr ausreichen, um uns 
glauben zu machen, man könne die ethischen, ästhetischen und 
ökonomischen Dimensionen der Begriffe ‚Wert‘ und ‚Bedürfnis‘ belie-
big durcheinander würfeln. Marken werden uns weniger dabei helfen 
können, ‚jemand zu sein‘ und ‚dazuzugehören‘. Ich hoffe, dass wir 
deshalb realisieren werden. Dass wir auch auf die ‚Marke Mensch‘ 
gut verzichten können; nie aber aufeinander.“ 
 
(Zitat aus dem Leitartikel von Rebecca Reinhard. In der Philosophie-
Zeitschrift „Hohe Luft“, Ausgabe 4/2020. S. 6) 
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+++ 

Unser Geschäftsführer Ralf-Peter Hässelbarth hat in der Mitglieder-
zeitschrift des Bundesverbandes der EUD „Europa aktiv“, Nr. 2/2020, 
einen informativen Bericht über die Ergebnisse des 67 Europäischen 
Wettbewerbs an den Schulen in MV veröffentlicht. Seit vielen Jahren 

ist der Landesverband aktiv an der Durchführung dieses 
Wettbewerbes beteiligt. Im Juni wird der Aufruf zum 68. 

Europäischen Wettbewerb veröffentlicht. Wir bleiben durch die 
Förderung und Unterstützung des Wettbewerbes auch zukünftig der 
Verbreitung des europäischen Gedankens unter der Schuljugend eng 

verbunden. 

+++ 

Die neue Wiederaufbau-Initiative von 
Merkel und Macron 

Paris wollte mehr, Berlin weniger. Am Ende präsentierten 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frankreichs Staatspräsident 
Emmanuel Macron am 18. 05. 2020 einen 500-Milliarden-Euro 
schweren Wiederaufbau-Fonds. „Es ist die schwerste Krise, der die 
Europäische Union in ihrer Geschichte ausgesetzt war in ihrer 
Geschichte. Eine solche Krise erfordert auch die entsprechenden 
Antworten“, sagte Merkel nach einer Videokonferenz mit Macron. 

Die beiden EU-Kernländer schalten sich mit ihrem Vorstoß direkt in 
die harte Brüsseler EU-Debatte um einen Fonds zur wirtschaftlichen 
Erholung nach der Corona-Krise ein. Jetzt soll der Wiederaufbau-
fonds kommen. Zusammen mit den bereits vereinbarten Krediten in 
Höhe von 540 Milliarden Euro aus dem Europäischen Stabilitäts-
Mechanismus (ESM), dem Kurzarbeitergeld SURE und EIB-Krediten 
ergibt sich damit ein Volumen von einer Billion Euro, um die 
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise in Europa abzufangen. 
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1990 – 2020 
30 Jahre 

Landesverband Mecklenburg-Vorpommern 
der Europa-Union Deutschland 

 

Am 22. 05. 1990 wurde auf einer Zusammenkunft von interessierten 
Europafreunden in Neubrandenburg der Beschluss gefasst, sich dem 
Bundesverband der Europa-Union Deutschland anzuschließen und ei-
nen Landesverband Mecklenburg-Vorpommern der EUD zu gründen. 
Damit hatte sich die erste Landesversammlung konstituiert und die 
Voraussetzung geschaffen, sich eine eigene Satzung zu geben und 
Beschlüsse zur europäischen Arbeit in Mecklenburg-Vorpommern zu 
fassen. Der erste Landesvorstand unter Leitung des Europafreundes 
Jürgen Lippold wurde gewählt. Noch konnte wohl kaum einer der 
Beteiligten ermessen, welche Entwicklung die bereits seit Jahrzehn-
ten existierende europäische Gemeinschaft in den kommenden 
Jahren nehmen würde, noch war kaum abzusehen, wie  der Gedanke 
der europäischen Einheit im gerade erst entstehenden Bundesland 
Mecklenburg-Vorpommern Fuß fassen würde. Nun, nach dreißig 
Jahren, können wir den zurückgelegten Weg überblicken und den 
Versuch machen, eine Wertung unseres Entwicklungsweges als 
Landesverband der EUD vorzunehmen. 

Wie Sie alle wissen, hatten wir im vergangenen Jahr geplant, unser 
Jubiläum in einer würdigen Form mit einer Festveranstaltung und 
verbunden mit dem traditionellen Landesseminar gemeinsam mit un-
seren in- und ausländischen Partnern zu gestalten. Durch die erfor-
derlichen Corona-Schutzmaßnahmen konnte das nicht verwirklicht 
werden. Wir haben uns in der Zeit der starken Beschränkungen in der 
ersten Phase der Pandemie  darum bemüht, mit Hilfe unserer 
„Sonderinformationen“ seit Anfang April den Kontakt zu den Mitglie-
dern und Interessenten möglichst eng zu halten. Dazu sollen heute 
auch einige Gedanken zu unserem 30. Jahrestag beitragen. 
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Mir scheint, dass wir in der Entwicklung unseres Landeverbandes und 
in unserem persönlichen Verhältnis zur europäischen Idee durchaus 
einige Etappen unterscheiden können, ohne dass es mir darauf 
ankommt, daraus klar zeitlich abgegrenzte Perioden machen zu wol-
len. Die einzelnen Etappen sind nicht durch starre Zäsuren ge-
kennzeichnet, sondern eher als fließende Übergänge zu betrachten. 

Eine erste Etappe war die Zeit der Schaffung einer Organisations-
struktur und der Konsolidierung des Landesverbandes, wir waren 
schließlich der erste Landesverband der EUD im Osten Deutschlands, 
der sein eigenes europäisches Konzept entwickeln wollte. Die 
meisten von uns hatten das Bild von Gorbatschow über das 
„gemeinsame europäische Haus“ im Kopf und sahen in seiner nun 
größer werden Realisierungschance viele Möglichkeiten für ein 
friedliches Miteinander in Europa. Viele von uns rechneten sich neue 
gesellschaftliche und persönliche Entwicklungschancen aus. Solche 
Vorstellungen waren einerseits positiv, andererseits aber auch in 
manchen Details illusionär. Der daraus resultierende Widerspruch 
schlug sich u. a. darin nieder, dass einige der sich in Gründung 
befindenden Kreisverbände bald wieder aus dem Landesverband 
ausschieden. Eine Reihe von gerade gewonnenen Mitgliedern verließ 
uns auch wieder, als sich ihre subjektiven Erwartungen nicht im 
erhofften Maße erfüllten. Eine solche Entwicklung ist aus der 
heutigen Sicht durchaus als normale Erscheinung in der komplizier-
ten Umbruchsituation am Anfang der 90er Jahre zu betrachten. Der 
Landesverband insgesamt hat diese Phase gut bewältigt. 

Die zweite Etappe war besonders durch den Aufbau geeigneter 
Strukturen und die Nutzung vorhandener Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit von europainteressierten Bürgerinnen und Bürgern im In- 
und Aus-land gekennzeichnet. Ausgebaut wurden die schon in 
unserer Gründungsphase entstandenen Beziehungen zu anderen 
Landesverbänden der EUD, besonders zu Schleswig-Holstein und 
Hamburg. Im Bundesverband der EUD wurden Vertreter des Landes-
verbandes in die Leitungsgremien des Verbandes aufgenommen. 
Nach und nach entwickelten sich auch die bestehenden alten und 
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neuen Städtepartnerschaften, besonders der Stadt Neubranden-
burg, zu Kontaktstellen für die Erweiterung unseres europäischen 
Austausches. Die noch aus der DDR-Zeit und den damaligen 
Kontakten des Kulturbundes stammenden persönlichen Beziehungen 
hauptsächlich nach Koszalin/Polen wurden unter dem gemeinsamen 
europäischen Anliegen mit neuem Inhalt wieder aufgenommen und 
haben bis heute zur Verwirklichung vieler gemeinsamer Projekte 
geführt. Die frühzeitige Einbeziehung in den Kreis der Veranstalter 
der „Nordeuropäischen Gespräche“ hat in hohem Maße dazu 
beigetragen, dass viele unserer Vereinsmitglieder nachhaltige Ein-
drücke von konkreter europäischer Zusammenarbeit und Gastfreund-
schaft gewinnen konnten. Zur Festigung europäischer Positionen hat 
auch die Nutzung der vorhandenen individuellen Reisemöglichkeiten 
durch die offenen europäischen Grenzen bedeutend beigetragen. Der 
Landesverband unterstützte durch die Aufnahme eigener Reiseakti-
vitäten diesen Prozess nachdrücklich.  

Die dritte Etappe umfasste eine längere Phase der qualitativen Ent-
wicklung der europäischen Informationstätigkeit des Landesverban-
des. Grundlage einer umfangreichen Erweiterung der inhaltlichen 
Arbeit war die Schaffung des „Bildungsringes Europa“ als einer 
spezifischen Institution des Landesverbandes zur Heranführung von 
Mitgliedern und weiteren Interessenten an Kenntnisse über Inhalte 
europäischer Politik, Kultur, Wirtschaft und Sozialwesen. Der „Bil-
dungsring Europa“ hat sich in den bald 25 Jahren seiner Existenz als 
ein bewährtes Instrument europäischer Bildungsarbeit in der Öffent-
lichkeit unseres Bundeslandes erwiesen. Die Anerkennung als 
Bildungseinrichtung durch das Landesinstitut für Gesundheit und 
Soziales in Mecklenburg-Vorpommern brachte den Zugang zur 
öffentlichen Förderung unserer Tätigkeit. Wir sind der einzige Lan-
desverband der EUD, der diese Form einer Bildungseinrichtung konti-
nuierlich realisiert. Der Bildungsring wird auch zukünftig die Basis 
unserer öffentlichen Wirksamkeit in Mecklenburg-Vorpommern 
bleiben. 
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Die vierte Etappe, die bis in die Gegenwart reicht, kann als eine durch 
stärkere Differenzierung und mehr Spezifik gekennzeichnete qualita-
tive Stufe unserer Arbeit beschrieben werden. Darin eingeschlossen 
ist eine deutliche Ausprägung der kritischen Sicht auf nationale, 
europäische und darüber hinausgehende internationale Entwicklun-
gen. Unter unseren Mitgliedern ist das Bedürfnis zum Meinungsaus-
tausch im Rahmen der verschiedenen Veranstaltungsformate ge-
wachsen. Die ohne Zweifel komplizierter gewordene Situation in der 
Europäischen Union, die relativ schwache – wenig einheitliche – 
Position innerhalb der Staatengemeinschaft zur Reformierung innerer 
Strukturen, das verstärkte Auftreten von Nationalismus und die 
Zunahme von Extremismus sowohl auf nationaler als auch auf euro-
päischer Ebene haben – und das sehe ich positiv – zu einer spürbaren 
kritischeren Sicht unserer Mitglieder geführt. Auch die Freunde der 
Jungen Europäischen Föderalisten tragen durch ihre ideenreiche 
Tätigkeit wesentlich dazu bei. Das Streben nach einer verstärkten 
Akzentuierung und Differenzierung persönlicher Meinungen und 
Wertungen ist im Landesverband und seinen Kreisverbänden ge-
wachsen und trägt zur Weiterentwicklung der Qualität der Diskus-
sionen in den Veranstaltungen bei. Auch in der Europa-Union 
Mecklenburg-Vorpommern sind der Meinungsaustausch und der 
Meinungsstreit Fermente der gemeinsamen europäischen Arbeit! 

Nach dreißig Jahren Verbandsentwicklung gebührt allen Mitgliedern 
und den gewählten Vertretern in Gremien auf den verschiedenen 
Ebenen der EUD sowie den Mitarbeitern in der Geschäftsstelle des 
Landesverbandes großer Dank. Die Zeit der Pandemie wird vorüber-
gehen. Wir kehren wieder zur gewohnten Öffentlichkeitsarbeit und 
zum Verbandsleben insgesamt zurück. Wir werden gemeinsam viel zu 
tun haben. Die bevorstehende lange Phase der „Zukunftskonferenz“ 
wird uns alle sowohl herausfordern als auch bereichern. Das geeinte 
Europa als demokratisches Friedensprojekt ist und bleibt unser Ziel!     

Prof. Dr. Joachim Gasiecki 
Ehrenvorsitzender des Landesverbandes 

 



 
17 

 

Aus der Erklärung von Zagreb, 6. Mai 2020 
 

Wir, die Führungsspitzen der Europäischen Union (EU) und ihrer 
Mitgliedstaaten, bekräftigen heute in Abstimmung mit den Führungs-
spitzen des Westbalkans und im Beisein regionaler und internatio-
naler Interessenträger unsere feste Solidarität mit unseren Partnern 
im Kontext der Coronavirus-Krise. In dieser beispiellosen Situation 
sind wir zu folgenden Feststellungen gelangt: 

1. Unter Hinweis auf die Gipfeltreffen von Zagreb (2000), von 
Thessaloniki (2003) und von Sofia (2018) bekräftigt die EU erneut, 
dass sie die europäische Perspektive des Westbalkans uneinge-
schränkt unterstützt. Die Partner im Westbalkan bekräftigen, dass sie 
der europäischen Perspektive als ihrer festen strategischen Entschei-
dung verpflichtet bleiben. Die Glaubwürdigkeit dieser Verpflichtung 
hängt auch von einer klaren öffentlichen Kommunikation und der 
Durchführung der notwendigen Reformen ab. 

2. Das Ausmaß der Coronavirus-Krise erfordert unsere Einheit und 
Solidarität. Die EU steht an der Seite ihrer Partner im Westbalkan und 
ist weiterhin entschlossen, deren Anstrengungen zur Bekämpfung 
des Coronavirus-Ausbruchs und seiner Auswirkungen auf Gesellschaft 
und Wirtschaft aktiv zu unterstützen. 

3. Die EU und der Westbalkan bekämpfen das Coronavirus und seine 
Auswirkungen gemeinsam. Wie in der Mitteilung der Kommission 
vom 29. April über die Unterstützung des westlichen Balkans bei der 
Bekämpfung von COVID-19 und beim Wiederaufbau nach der Pande-
mie beschrieben, hat die EU sehr rasch ein mit mehr als 3,3 Mrd. EUR 
ausgestattetes Paket zugunsten des Westbalkans aufgelegt. Es um-
fasst eine Soforthilfe für den Gesundheitssektor‚ insbesondere durch 
die Bereitstellung wesentlicher Hilfsgüter zur Rettung von Menschen-
leben, und erhebliche Unterstützung für die notwendige gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Erholung unserer Partner sowie ein Makro-
finanzhilfepaket in Höhe von 750 Mio. EUR und ein Hilfspaket der 
Europäischen Investitionsbank in Höhe von 1,7 Mrd. EUR. … 
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6. Die EU und die Partner im Westbalkan verfolgen gemeinsam das 
Ziel eines friedlichen, starken, stabilen und geeinten Europas, ge-
stützt auf unsere historischen, kulturellen und geografischen Bindun-
gen und unsere gegenseitigen politischen, sicherheitspolitischen und 
wirtschaftlichen Interessen. Die EU ist entschlossen, ihr Engagement 
auf allen Ebenen weiter zu intensivieren, um den politischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Wandel der Region zu fördern, 
und begrüßt die Zusage der Partner im Westbalkan‚ die europäischen 
Werte und Grundsätze zu wahren und die notwendigen Reformen 
umfassend und entschlossen durchzuführen. Die Aufstockung der EU-
Hilfe wird an greifbare Fortschritte im Bereich der Rechtsstaatlichkeit 
und bei den sozialen und wirtschaftlichen Reformen sowie an die 
Einhaltung der Werte, Regeln und Standards der EU durch die Partner 
im Westbalkan geknüpft sein. … 

18. Die EU begrüßt den Beitrag der Partner im Westbalkan zu den 
Missionen und Operationen der EU. Die EU erwartet eine weitere 
Vertiefung der Zusammenarbeit im Bereich der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und fordert alle Partner erneut 
auf, Fortschritte im Hinblick auf eine vollständige Angleichung an die 
außenpolitischen Standpunkte der EU zu erzielen, insbesondere in 
Fragen, bei denen zentrale gemeinsame Interessen auf dem Spiel 
stehen, und entsprechend zu handeln. 

19. Um unsere gemeinsamen Interessen weiter voranzubringen, 
erklären sich die Führungsspitzen der EU bereit, dem politischen 
Dialog zwischen der EU und dem Westbalkan, der auch auf hoher 
Ebene regelmäßig stattfinden soll, neue Impulse zu verleihen. 

20. Wir begrüßen, dass sich die Partner im Westbalkan den 
genannten Punkten anschließen 
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Zum Bundesverfassungsgerichtsurteil zum EZB-
Anleihenkaufprogramm: 

Analyse von Markus Ferber, MdEP, 
Vorsitzender der Europa-Union Bayern 

(07.05.2020) 

„Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Anleihenkauf-
programm der Europäischen Zentralbank (EZB) vom 5. Mai 2020 hat 
zu einer lebhaften Diskussion über die kurzfristigen Folgen für die 
Geldpolitik der EZB und die langfristigen Folgen für die Zukunft der 
Europäischen Union geführt. Um die Implikationen des Urteils zu 
verstehen bedarf es einer sorgfältigen Analyse. Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts stellt weder die Unabhängigkeit der EZB 
grundsätzlich in Frage, noch wirft es der EZB unerlaubte monetäre 
Staatsfinanzierung vor. Ein Anleihenkaufprogramm ist als geldpoliti-
sches Instrument also grundsätzlich mit dem europäischen Rechts-
rahmen vereinbar. 

Das Bundesverfassungsgericht fordert von der Europäischen 
Zentralbank jedoch ein, ihre Entscheidungen besser zu erklären und 
dabei insbesondere zu analysieren, ob die gewählte geldpolitischen 
Instrumente zu den unbeabsichtigten Nebenwirkungen dieser geld-
politischen Maßnahmen in einem angemessenen Verhältnis stehen. 

Die Forderung nach einer besseren Kommunikation der geldpoliti-
schen Entscheidungen wurde in der Vergangenheit auch bereits vom 
Europäischen Parlament formuliert. Und die EZB-Präsidentin 
Christine Lagarde hatte eine bessere Kommunikation der geldpoliti 
schen Entscheidungen in ihrer Anhörung vor dem Wirtschafts- und 
Währungsausschuss des Europäischen Parlaments auch im Grundsatz 
zugesagt. … 

Die vom Bundesverfassungsgericht eingeforderte Verhältnismäßig-
keitsprüfung ist vor allem eine formale Hürde, die wir in ähnlicher 
Form auch aus anderen Rechtsakten wie den Bestimmungen über 
Berufszugangsbeschränkungen kennen. 
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 Es ist zu erwarten, dass die EZB die geforderte Verhältnismäßig-
keitsprüfung binnen der gesetzten Dreimonatsfrist vorlegen wird, 
sodass Bundestag und Bundesregierung ihre Kontrollrechte wahr-
nehmen können und die Bundesbank weiter an den geldpolitischen 
Maßnahmen des Systems der europäischen Zentralbanken mitwirken 
kann. … 

 Problematisch am Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist vor 
allem, dass es die bisherige Rechtsprechung des EuGH zumindest 
stellenweise in Frage stellt und weitergehende Maßstäbe formuliert. 
Dies könnte langfristig von Gerichten in anderen Mitgliedstaaten als 
Blaupause gesehen werden. Immerhin haben wir 27 Mitgliedstaaten 
in der Europäischen Union und 19 Mitgliedstaaten in der Eurozone. 
Wenn jedes nationale Verfassungsgericht abweichende Maßstäbe 
und Regeln formuliert, stellt das die Einheit des gemeinsamen 
Rechtsraums in Frage. Das ist insbesondere vor dem Hintergrund der 
Tatsache, dass einige Mitgliedstaaten in den vergangenen Jahren 
sehr eigenwillige Interpretationen des europäischen Rechts angestellt 
haben, problematisch. Es ist nicht auszuschließen, dass nun 
beispielsweise das polnische Verfassungsgericht mit ähnlichen 
Argumenten reklamiert, dass auch Polen an gewissen Stellen vom 
gemeinsamen Rechtskanon abweichen darf. 

 Es sollte aber klar sein, dass insbesondere für solche Mitgliedstaaten, 
die derzeit ein Rechtsstaatlichkeitsverfahren durchlaufen, das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts kein Vorwand für Verstöße gegen EU-
Recht sein kann. Nichtsdestoweniger birgt das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts mit Blick auf die Einheit des europäischen Rechts 
langfristig einige Sprengkraft und wirft Fragen auf, mit denen wir uns 
bei der Debatte um die Zukunft Europas auch politisch auseinander-
setzen werden müssen.“ 
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Aus einem Brief des Europaabgeordneten Sven 
Giegold zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

Düsseldorf/Brüssel, den 9. Mai 2020 

Sehr geehrte Frau Kommissionspräsidentin von der Leyen, 

vor 70 Jahren legten Visionäre die Grundlagen unserer europäischen 
Rechtsgemeinschaft. Heute ist genau diese Rechtsgemeinschaft 
bedroht durch die jüngste Eskalation eines seit vielen Jahren 
schwelenden Streits zwischen dem deutschen Bundesverfassungs-
gericht und dem Europäischen Gerichtshof. Die europäische 
Währungsunion als Gegenstand dieses Streits um die Rechtsgemein-
schaft kommt angesichts der Vertiefung der Spaltungen in der 
Eurozone durch die Coronakrise zur Unzeit. … 

Doch die Bedeutung der Entscheidung für die Rechtsgemeinschaft ist 
grundlegender als für die Währungsunion. Wir leben in Zeiten von 
vielen Anzeichen für Renationalisierung, Angriffen auf Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit in mehreren EU-Mitgliedsländern und man-
gelndem europäischen Zusammenhalt in der Krise. In diesen Zeiten 
wirkt die Entscheidung wie eine Einladung auch an andere nationale 
Höchstgerichte, europäische Entscheidungen als “ultra vires” zu er-
klären und die letztinstanzliche Auslegung von Europarecht durch 
den Europäischen Gerichtshof somit zu umgehen. 

Ein sich aufschaukelnder Konflikt um die Anleihekäufe zwischen 
Bundesbank und EZB würde der Stabilität der Währungsunion eben 
nicht helfen. Dagegen müssen sich alle EU-Institutionen nun 
eindeutig hinter den Europäischen Gerichtshof stellen. … Doch als 
Hüterin der Verträge ist zuerst die Europäische Kommission 
gefordert. Sie muss aufgrund des Urteils ein Vertragsverletzungs-
verfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland einleiten. Das Ziel 
der Feststellung einer Vertragsverletzung erzwingt dabei nicht noch 
weitergehenden Sanktionen anzustreben. Doch die EU-Kommission 
darf keinen Zweifel daran lassen, auf welcher Seite sie steht. 

+++ 
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Klarer Affront gegen europäische Autorität 

Die Zeitung „El País“ (Spanien) ärgert sich über das Urteil des BFG 
vom 05. 05. 2020 

„Das Fragwürdigste ist, dass [das Bundesverfassungsgericht] seiner 
übergeordneten Instanz in europäischem Recht widerspricht, dem 
EU-Gerichtshof, den es zuvor konsultiert hatte. Und es stellt dessen 
Kompetenz infrage, mit der Theorie, dass die Staaten Eigentümer 
ihrer Verträge sind und sich deren Normen bei Kompetenz-
überschreitungen nach eigenen Kriterien widersetzen können. Dieser 
Theorie können die europäischen Institutionen wohl kaum folgen. 
Denn auch wenn es die Regierungen sind, die die Abkommen 
unterzeichnen, obliegt die Auslegung des europäischen Rechts doch 
in oberster Instanz dem Gerichtshof in Luxemburg. So bestimmt es 
der EU-Vertrag (Artikel 19). Nicht nur die EZB muss nun klar Stellung 
beziehen, sondern auch der EuGH.“ 

 

„In Zeiten der Ansteckung“ 
Hinweis auf ein Buch im Rowohlt-Verlag Hamburg, 2020 

 
Der promovierte Physiker und Bestsellerautor Paolo Giordano be-
schreibt das Dilemma der Corona-Epidemie in Italien, aber was er 
sagt, gilt auch für Deutschland, Österreich, die Schweiz und alle 
Länder, in denen sich das neue Virus verbreitet. Wir gehören einer 
Generation an, die wie keine andere an Wechsel und Reisen gewöhnt 
ist. Doch wenn es um Ansteckung geht, ist unsere Effizienz auch ein 
Fluch. Denn die Viren sind schneller als wir. Wie gestalten wir den 
neuen Alltag? Die Normalität ist ausgesetzt, und wir wissen nicht, wie 
lange. Nutzen wir die Zeit des Ausnahmezustandes, um über unseren 
Lebensstil nachzudenken. Vieles, was gewiss war, ist jetzt ungewiss, 
aber eines ist klar: Diese Pandemie wird uns und unser Leben 
verändern.  

#### 
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Die Europäische Kommission zu den Pandemiefolgen 

 

Die Wirtschaft der Eurozone könnte laut der EU-Frühjahrsprognose 
wegen der Corona-Krise dieses Jahr um 7,7 Prozent schrumpfen und 
sich auch im nächsten Jahr nicht vollständig erholen. Die EU-
Kommission sprach in Brüssel bei der Vorlage ihrer Prognose von 
einer Rezession historischen Ausmaßes. Im Einzelnen erwartet die 
Kommission nach dem drastischen Einbruch in den 19 Ländern der 
Eurozone dieses Jahr für 2021 neues Wachstum um 6,25 Prozent. Für 
die 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union insgesamt sagt die 
Prognose für 2020 ein Minus von 7,5 Prozent beim Bruttoinlands-
produkt voraus und für 2021 ein Wachstum von etwa 6 Prozent.  

Der Schock der Pandemie treffe zwar alle EU-Staaten, aber das Minus 
bei der Wirtschaftsleistung sei unterschiedlich - von 4,25 Prozent in 
Polen bis zu 9,75 Prozent in Griechenland.“ 
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Politik in Zeiten von Corona 

Wir erleben Maßnahmen zur Abmilderung der Corona-Epidemie, die 
Menschenleben retten sollen. Die Maßregelungen, die mit einer in 
der deutschen Demokratie noch nie dagewesenen Radikalität vermit-
telt wurden, waren dennoch erstaunlich. Wer hätte vor Corona 
gewusst oder geahnt, dass so etwas denkbar wäre? 
 
Mit einem Mal wird nicht mehr um widerstreitende Interessen ge-
feilscht. Mehr noch, Wissenschaft wird zum Maßstab politischen 
Handelns. Corona ist die Stunde der radikalen Politik im Sinne der 
Gesundheit. Die Stunde, in der der starke Staat gefordert ist und 
liefert. Politik hat gezeigt, wozu sie in der Lage sein kann. Nun müs-
sen wir aufpassen, dass die Begeisterung darüber nicht die Errungen-
schaften der freiheitlich demokratischen Grundordnung überwältigt. 
Es wäre doch erstrebenswert, wenn aus der Corona-Heilung die Soli-
darität gestärkt, die globale Gerechtigkeit neu aufgestellt und die 
Freiheit unbeschädigt hervorgehen würde. Dafür heißt es, wachsam 
zu sein und Populisten nicht die Deutungshoheit der Nachkrise zu 
überlassen. 
 
Und was die Radikalität der Politik angeht: Die Menschheit müsste 
sich mit der gleichen Konsequenz in Zukunft auch den hundert 
Millionen bisher in Kauf genommenen Hunger-, Kriegs-, Gewalt-, 
Klima-, Drogen- und Armutstoten annehmen, die alle mit weitaus 
weniger drastischen Maßnahmen und mit einem geschärften Blick 
auf unsere Grundwerte zu vermeiden wären. 
 
Wenn es so kommt, dann hätte die jetzige Krise etwas Gutes, sehr 
Gutes sogar. 
 
(Frederic Werner, Leiter des Landesbüros der Friedrich-Ebert-Stiftung in MV; 
Landesvorstandsmitglied und Vorsitzender des Kreisverbandes Schwerin der 
EUD-MV 
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Über das Virus und unsere Gesellschaft 

„Das Virus kam aus der Ferne. Es übersprang Grenzen. Es kündigte 
sich an. Man sah es kommen und wollte es nicht sehen. Schließlich 
war es da. Es schlug nicht einfach ein wie ein Asteroid. Man hörte 
keine Schüsse, es detonierte keine Bombe, niemand feuerte eine 
Rakete ab. Niemand gab aus der Ferne einen Befehl. Das Virus 
verbreitete sich durch Nähe. Es sprang einfach von Mensch zu 
Mensch, durch zwischenmenschlichen Kontakt, Husten oder Niesen. 
Manchmal reichte vielleicht schon ein feucht ausgesprochenes Wort. 

Das Virus ist ein Wesen der Nähe wie der Ferne. Wir sehen, wie es 
sich über die ganze Welt verbreitet. Wir sehen die Zahlen und 
Kurven, die Bilder von überfüllten Intensivstationen und leeren 
öffentlichen Plätzen. Zugleich ist es uns ganz unmittelbar präsent. Es 
betrifft und bedroht existentiell. … 

Eine der Paradoxien der Krise besteht darin, dass wir Abstand halten 
sollen – und zugleich näher zusammenrücken. Das Virus trennt uns 
von anderen, zugleich verbindet es uns. Eben das ist aber auch eine 
Grunderfahrung des Menschen in der modernen Gesellschaft. Wir 
leben eng zusammen. … Aber diese Nähe bedeutet zugleich auch 
Distanz. Nur deshalb können wir sie überhaupt ertragen. Wir können 
anderen nur so nahe sein, weil wir ihnen zugleich fern sind. Insofern 
spiegelt die aktuelle Pandemie in gewisser Weise, wie wir heute 
leben. … 

Auch die Corona-Epidemie reflektiert die Gesellschaften, in denen 
sich das Virus verbreiten kann – unseren Lebensstil, unser 
Gesundheitssystem, unseren Umgang mit den Alten und Schwachen. 

Eine globale Pandemie wie Corona ist nicht einfach eine 
schicksalhafte, unvorhergesehene Katastrophe, mit der niemand 
rechnen konnte. Das Risiko liegt schon in der Struktur der modernen, 
vielfach verflochtenen Welt …“ 

(Aus einem Aufsatz von Thomas Vasek, Chefredakteur der Philosophie-
Zeitschrift „Hohe Luft“, Nr. 4/2020, S. 17 f.) 
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Bischöfe verbreiten Verschwörungstheorien 

Mehrere katholische Bischöfe, unter ihnen Kardinal Gerhard Ludwig 
Müller, sehen hinter den Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-
virus-Pandemie eine Weltverschwörung mit dem Ziel, persönliche 
Freiheiten dauerhaft einzuschränken. In einem in mehreren Sprachen 
veröffentlichten Aufruf warnen sie vor dem "Auftakt zur Schaffung 
einer Weltregierung, die sich jeder Kontrolle entzieht" und bedienen 
sich dabei einer derzeit weit verbreiteten Verschwörungstheorie. Es 
gebe Grund zur Annahme, "dass es Kräfte gibt, die daran interessiert 
sind, in der Bevölkerung Panik zu erzeugen", heißt es in dem gut 
dreiseitigen Schreiben. Die Unterzeichner äußern überdies "Zweifel 
an der tatsächlichen Ansteckungsgefahr" des Coronavirus. 

Der Aufruf ist eine Initiative des früheren Päpstlichen Botschafters in 
den USA, Erzbischof Carlo Maria Vigano, und wurde außer von 
Kardinal Müller auch von Kardinal Joseph Zen Ze-kiun aus Hongkong 
sowie anderen katholischen Geistlichen, Medizinern, Journalisten, 
Anwälten unterzeichnet. Der Präfekt der Gottesdienstkongregation, 
Kardinal Robert Sarah, betonte, er teile die "Sorgen" des Appells, die 
darin geäußert würden. Unterzeichnet habe er diesen aber nicht. 

Das Schreiben stößt auf deutliche Kritik - auch innerhalb der katho-
lischen Kirche. Jeder, der diesen Aufruf unterzeichnet habe, entblöße 
sich selbst, schrieb etwa der Generalvikar des Bistums Essen, Klaus 
Pfeffer, auf Facebook. Er sei "einfach nur fassungslos, was da im 
Namen von Kirche und Christentum verbreitet wird: Krude 
Verschwörungstheorien ohne Fakten und Belege, verbunden mit 
einer rechtspopulistischen Kampfrhetorik, die beängstigend klingt. 
Dem muss widersprochen werden!“ Die Deutsche Bischofskonferenz 
hat sich von diesem Schreiben gegen Corona-Beschränkungen 
distanziert. 

 
(ZDF-Nachricht vom 09. 05./10. 05. 2020) 
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„Der Weg in die Post-Apokalypse“ 

„Die Lieblingszeitung der Finanzelite, die Financial Times, veröffent-
lichte vor einigen Wochen einen historischen Text. ‚Das Virus legt die 
Zerbrechlichkeit des Gesellschaftsvertrags offen‘, lautete der Titel des 
Artikels, der von der Chefredaktion der Zeitung verfasst wurde. Sie 
argumentierte, dass die vorherrschende politische Richtung der 
letzten Jahre umgekehrt werden müsse und dass Vorschläge wie ein 
universelles Grundeinkommen und höhere Vermögenssteuern erwo-
gen werden müssten – Ideen, die bisher in nur viel radikaleren 
Kreisen diskutiert wurden. … Die Angst der Privilegierten, dass sie 
alles verlieren könnten, schwang zwischen den Zeilen mit. Ein ganzes 
System bebt. … 

Das Corona-Virus schneidet wie ein Messer, aber keineswegs ohne 
Unterschied. Es sortiert nach Klasse. Die wohlhabenden und bürger-
lichen Büroangestellten können sich zu Hause isolieren. Die Arbeiter, 
die Krankenpfleger, die Kassierer und die Busfahrer sind enormen 
Risiken ausgesetzt und tragen die Last für alle andern. Diejenigen mit 
unsicherer Beschäftigung und niedrigem Einkommen, die bereits 
krank und durch Armut geschwächt sind, leiden am meisten. … Jeder 
kann an dem Virus sterben, aber die Armen und Kranken sterben am 
zahlreichsten. … 

Aber im wirklichen Leben, so stellt sich heraus, kann man sich nicht 
aussuchen, wann und wo die Krise zuschlägt. Sie stehen einfach da – 
die Alten, die Kranken und die Armen – und fordern einen Platz im 
Team und faire Überlebenschancen.“ 

 

(Aus einem Artikel der schwedischen Autorin Karin Pettersson – Eine 
gemeinsame Veröffentlichung von Social Europe und dem IPG-Journal 
(Internationale Politik und Gesellschaft) vom 06. 05. 2020) 
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EU-Spitzen zum Europatag 

Europa ist "momentan sehr zerbrechlich" 

Anlässlich des Europatages haben EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen, EU-Ratspräsident Charles Michel und EU-
Parlamentspräsident David Sassoli in einem Gastbeitrag für das 
Redaktionsnetzwerk Deutschland eindringlich vor einer Schwächung der 
EU durch die Corona-Krise gewarnt. 

Europa sei momentan sehr zerbrechlich. "Zu viele Menschen in Europa 
hatten es schon vor dieser Krise schwer, über die Runden zu kommen", 
beklagen von der Leyen, Michel und Sassoli in dem Beitrag. "Jetzt stehen 
weitere Millionen vor einer ungewissen Zukunft, nachdem sie ihren 
Arbeitsplatz oder ihr Unternehmen verloren haben." Besonders von der 
Krise betroffen seien junge Menschen und Frauen. "Europa muss mutig 
sein und alles tun, was nötig ist, um Leben und Lebensgrundlagen zu 
schützen", forderten die EU-Spitzenvertreter. 

Um die Krise zu bewältigen, sei ein politisches Umdenken nötig. "Wir 
müssen anerkennen, dass wir neue Ideen und Werkzeuge für den 
Wiederaufbau brauchen werden." Der Wiederaufbau müsse sich an den 
Ratschlägen der Wissenschaft orientieren, heißt es in den Beitrag 
weiter. Zudem fordern von der Leyen, Michel und Sassoli ein klares 
Bekenntnis zu Nachhaltigkeit und einen entschlossenen Kampf gegen 
den Klimawandel. Die Bekämpfung des Klimawandels dürfe nicht wegen 
der Corona-Krise aufgeschoben werden. Die EU müsse vielmehr ihre 
"wirtschaftliche Erholung auf den europäischen Green Deal aufbauen". 
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